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Bau der A39-Einhausung in Ehra:
Umweltschützer legen Klage ein

Naturschützer klagen gegen den Autobahnbau der A39,
während Gelder für die Ortsumfahrung Ehra bereitstehen.

Ein weiterer Streit um Umweltschutz.

Die geplante Lückenschluss der A39 zwischen Wolfsburg und
Lüneburg steht vor rechtlichen Herausforderungen, die den
Bauprozess erheblich verzögern könnten. Obwohl die
erforderlichen Mittel für die Ortsumfahrung Ehra im Landkreis
Gifhorn bereitgestellt wurden, hat die Naturschutzorganisation
BUND Niedersachsen Klage gegen den genehmigten
Planfeststellungsbeschluss eingereicht. Diese Klage verdeutlicht,
dass die Diskussion über die Umweltauswirkungen des
Autobahnbaus noch lange nicht abgeschlossen ist.

Gerade erst hatte das niedersächsische Verkehrsministerium am
Mittwoch die Freigabe der Mittel für das Bauprojekt
aangekondigt. Verkehrsminister Olaf Lies (SPD) betonte die
Wichtigkeit des Projekts und erklärte, dass die notwendigen
Schritte unternommen werden, um die Pläne schnellstmöglich
umzusetzen. Trotz dieser positiven Mitteilung haben die
Umweltschützer ernsthafte Bedenken geäußert. Sie werfen den
Behörden vor, dass die ökologischen Folgen des
Autobahnneubaus nicht hinreichend berücksichtigt wurden,
insbesondere hinsichtlich der Auswirkungen auf das globale
Klima und die angrenzenden Gewässer.

Prioritäten der Umweltschützer

Der BUND bringt in seiner Klage vor, dass selbst in den neuesten



Planungen der Bundesregierung die tragischen Effekte auf das
Klima ignoriert wurden. Diese Argumentation wird von aktuellen
Entwicklungen in der Umweltpolitik untermauert, die den Fokus
verstärkt auf die Reduzierung der Treibhausgase legen. Auch die
Befürchtung, dass belastetes Regenwasser in die Gewässer
gelangen könnte, gibt den Umweltschützern Anlass zur Sorge
und verstärkt ihre Aktionen gegen den Autobahnbau.

Im Jahr 2019 stoppte das Bundesverwaltungsgericht bereits die
ursprünglichen Baupläne für den südlichen Abschnitt der rund
106 Kilometer langen Autobahn, was zeigt, dass rechtliche
Hürden nicht neu sind. Der neue, öffentliche
Planfeststellungsbeschluss ist mittlerweile beim Landkreis
Gifhorn ausgelegt, und es bleibt abzuwarten, wie die Gerichte
auf diese aktuellen Klage reagieren werden.

Kosten und Bauzeiten

Der geplante Abschnitt der A39 wird mit Kosten von über 200
Millionen Euro veranschlagt und umfasst wichtige
Infrastrukturmaßnahmen, wie die Auffahrten in Weyhausen und
Ehra-Lessien sowie die Tank- und Rastanlage „Tappenbecker
Moor“. Komplexe Ausschreibungen sind für dieses Jahr
eingeplant, was auf eine mögliche Baubeginn im Frühjahr 2025
hindeutet. Eine weitere Herausforderung besteht darin, dass
aufgrund der Klagen die sofortige Umsetzung des Projekts ohne
vorherige Klärung der Rechtslage gestoppt wurde. Das
Ministerium hat betont, dass bis zur endgültigen Klärung keine
Eilverfahren eingeleitet werden können, was die Unsicherheit für
den Bauzeitplan erhöht.

Angesichts der laufenden Debatten ist der Autobahnausbau ein
viel diskutiertes Thema, das sowohl Gegner als auch Befürworter
auf den Plan ruft. In den letzten Jahren haben unterschiedliche
Interessengruppen Stellung bezogen, was deutlich macht, dass
der Dialog über die Integration von Umweltschutz und
Infrastrukturentwicklung noch lange nicht abgeschlossen ist. Es
bleibt abzuwarten, wie die nächsten rechtlichen Schritte im



Justizsystem ausgehen werden und ob die BUND-Klage zu einer
Neubewertung der gesamten Pläne führen könnte.

Rechtliche Herausforderungen im Fokus

Der Ausgang dieser Klage könnte weitreichende Implikationen
für ähnliche Infrastrukturprojekte in Deutschland haben. Wenn
der BUND mit seinen Argumenten erfolgreich ist, könnte dies
nicht nur den Bau der A39, sondern auch andere
Verkehrsprojekte, die gegen Umweltgesetze verstoßen, auf die
Kippe stellen. Die Entscheidungen dieser Gerichte werden genau
verfolgt, und sie könnten möglicherweise als Präzedenzfälle für
zukünftige Planungen dienen.

Hintergrundinformationen zur A39

Die A39, die von Wolfsburg nach Lüneburg führen soll, ist ein
wichtiger Bestandteil der Verkehrsplanung in Niedersachsen.
Geplant wurde die Autobahn, um eine bessere Anbindung
zwischen den beiden Städten zu gewährleisten und den
regionalen Verkehr zu entlasten. Der Bau der A39 wurde jedoch
von einer Vielzahl von Hindernissen begleitet, darunter
ökologisch motivierte Rechtsstreitigkeiten und betroffene
Anwohner, die gegen die Auswirkungen auf die Natur und die
Umwelt protestieren.

Die Autobahn selbst hat eine Länge von ungefähr 106
Kilometern und soll mehrere wichtige Schnittstellen zu
bestehenden Verkehrswegen bieten. Die politischen
Diskussionen um den Autobahnbau sind nicht neu; bereits in der
frühen Planungsphase gab es Kritik an den Auswirkungen des
Projekts auf Natur- und Wasserschutzgebiete. Kritiker
argumentieren, dass der Bau nicht nur den Verlust von
Lebensräumen bedeuten würde, sondern auch negative
Auswirkungen auf die Luftqualität in der Region haben könnte.

Naturschutz und Infrastruktur: Ein Konflikt



Neben wirtschaftlichen Überlegungen gibt es zahlreiche
Bedenken aus dem Bereich des Naturschutzes. Laut dem BUND
Niedersachsen gäbe es nicht nur Umweltauswirkungen durch
den Neubau, sondern auch andere, tiefere nachhaltige
Probleme, die durch ein solches Infrastrukturprojekt verstärkt
werden könnten. Diese beinhalten die Erhöhung der Ruß- und
Schadstoffbelastung in der Umgebung und mögliche negative
Effekte auf das lokale Klima durch Versiegelung von Flächen.

Die Meinungen über die A39 sind gespalten. Während
Befürworter auf die wirtschaftlichen Vorteile und die
Verbesserung des Verkehrsflusses hinweisen, heben Gegner die
negativen ökologischen Folgen hervor. Daher bleibt es
abzuwarten, wie die rechtlichen Auseinandersetzungen und die
gerichtlich angeordneten Bewertungen im Hinblick auf den
Klimaschutz und den Naturschutz weiter verlaufen.

Aktuelle Statistiken zur Verkehrsbelastung

Laut aktuellen Daten des Niedersächsischen
Verkehrsministeriums war die Verkehrsdichte auf den
bestehenden Straßen in der Region in den letzten Jahren
gestiegen. Zum Beispiel sind im Jahr 2023 die Verkehrszahlen
auf der A2 und A39 um etwa 12 % im Vergleich zu 2020
angestiegen. Dies deutet auf einen steigenden Bedarf an
besseren Verkehrsverbindungen hin, da die Bevölkerung und
der Warenverkehr in Niedersachsen zunehmen.

Studien haben gezeigt, dass modernes
Infrastrukturmanagement und Investitionen in den Straßenbau
nicht nur wirtschaftliche Vorteile bringen, sondern auch die
Sicherheit im Straßenverkehr erhöhen können. Es ist jedoch
wichtig, dass solche Projekte mit einer umfassenden
Umweltprüfung und dem Einbezug aller Stakeholder
durchgeführt werden, um ein nachhaltiges und respektvolles
Miteinander von Natur und Infrastruktur zu gewährleisten.
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